
schuss empfiehlt auch hier die Ablehnung. Wer entge-
gen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zustimmen
möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. – Das ist
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstim-
men! – Das ist die Fraktion der CSU. Stimmenthal-
tungen! – Bei Stimmenthaltung der Fraktionen von
SPD und FREIEN WÄHLERN ist der Änderungsan-
trag der GRÜNEN abgelehnt. 

Zu Artikel 4 empfiehlt der federführende Ausschuss
Zustimmung mit der Maßgabe, dass in Absatz 3
Satz 2 die Angabe "Art. 3 Abs. 8" durch die Angabe
"Art. 3 Abs. 9" ersetzt wird; ich verweise auf die Num-
mer 4 der Beschlussempfehlung. Wer dem Artikel 4
mit dieser Änderung nun zustimmen möchte, den bitte
ich um sein Handzeichen. – Das ist die Fraktion der
CSU. Gegenstimmen! – Die Fraktionen der SPD, der
FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine Stimm-
enthaltungen. Dann ist dies so beschlossen. 

Außerhalb der Tagesordnung rufe ich nun die Umbe-
setzung im Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen auf.
Gemäß § 26 unserer Geschäftsordnung gebe ich eine
Änderung im Ausschuss für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten sowie regionale Beziehungen bekannt:
In seiner Sitzung am 6. Dezember 2016 hat der Aus-
schuss Herrn Georg Rosenthal zum stellvertretenden
Vorsitzenden gewählt. Herr Kollege, ich gratuliere
Ihnen und wünsche Ihnen viel Erfolg bei Ihrer Tätig-
keit im Hohen Hause. Wir nehmen davon Kenntnis.

(Beifall)

Weiterhin gebe ich das Ergebnis der namentlichen
Abstimmung zu Artikel 3 – Allgemeine Integrationsför-
derung – bekannt: Mit Ja haben gestimmt 93, mit Nein
haben gestimmt 57. Stimmenthaltungen: 2. Damit ist
Artikel 3 mit den Änderungen angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Nun rufe ich auf:

Artikel 5
"Vorschulische Sprachförderung"

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Doris Rauscher, Hans-Ulrich
Pfaffmann u. a. und Fraktion (SPD)
hier: Nummer 6 (Drs. 17/13211)

Die Gesamtredezeit beträgt 24 Minuten. Erster Red-
ner ist Herr Kollege Vogel.

Steffen Vogel (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind uns sicher-
lich darüber einig, dass die vorschulische Sprachför-
derung ein wichtiger, ja entscheidender Punkt für das
Gelingen von Integration ist. Dies gilt gerade für die
zu uns kommenden jungen Menschen mit Fluchter-
fahrung. Deshalb bin ich der Staatsregierung sehr
dankbar dafür, dass sie in ihrem Gesetzentwurf der
vorschulischen Sprachförderung einen eigenen Artikel
gewidmet hat. Der Artikel 5 spiegelt vieles von dem
wider, was bereits im BayKiBiG bzw. in der zugehöri-
gen Ausführungsverordnung normiert ist. Das BayKi-
BiG gilt aber nur für die Einrichtungen, die auch staat-
liche Förderung erhalten. Aber auch die
Einrichtungen, die keine staatliche Förderung erhal-
ten, sollen den Spracherwerb der Jüngsten fördern.
Deshalb ist es wichtig, dass wir eine weitere Verpflich-
tung nicht nur für Kindergärten, die eine Förderung
vom Staat erhalten, sondern für alle Einrichtungen,
die Kinder betreuen, in dieses Integrationsgesetz auf-
genommen haben. Sie sollen die Sprache als Schlüs-
sel zur Integration fördern.

Die Sprachstandsfeststellungen sind neu eingeführt
worden. Ich halte es für wichtig, dass man eineinhalb
Jahre vor Schulbeginn den Sprachstand ermittelt und
prüft, ob die Kinder in der Lage sind, den Unterrichts-
inhalten zu folgen. Wenn das nicht der Fall ist, erfolgt
eine explizite Förderung in den Vorkursen Deutsch,
um die Kinder zum erforderlichen Schulniveau zu füh-
ren.

Der Besuch einer Kindertagesstätte ist nicht verpflich-
tend. Wie gehen wir damit um, wenn Eltern mit Flucht-
erfahrung ihre Kinder nicht in die Kindertagesstätte
bringen? Deshalb ist es wichtig, diese Sprachstands-
feststellung durchzuführen. Wenn die Kinder nicht an
diesen Erhebungen teilnehmen, kann ein Bußgeld er-
hoben werden. Wie soll man sonst ins Gespräch mit
diesen Eltern kommen? Wie kann der Staat sonst die
Förderung der Sprache für die Jüngsten unterstüt-
zen?

Deswegen unterstützen wir Artikel 5 des vorgelegten
Gesetzentwurfs uneingeschränkt und bitten den Land-
tag um Zustimmung.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Vielen Dank.
Bitte bleiben Sie am Rednerpult. Uns liegt eine Mel-
dung zur Zwischenbemerkung von Frau Kollegin Rau-
scher vor.

Doris Rauscher (SPD): Herr Kollege Vogel, ich habe
eine Frage. Was Sie gesagt haben, ist inhaltlich nicht
verkehrt. Wir haben jedoch bereits jetzt auf der
Grundlage des BayKiBiG eine Regelung zur Sprach-
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